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zessuale Frage zu entscheiden hatte, ob die vorinstanzli-
che Entscheidung des Oberlandesgerichtes nicht bereits 
deshalb aufzuheben sei, weil dort der Landwirtschafts-
senat anstelle eines allgemeinen Zivilsenates über die 
Beschwerde des Landwirtschaftsgerichts entschieden 
hat. Der Bundesgerichtshof stellt fest, dass der Landwirt-

sei, da dieser nur über Entscheidungen des Landwirt-
schaftsgerichts entscheide, jedoch nicht über sonstige 
Entscheidungen mit landwirtschaftsrechtlichem Bezug, 
etwa hier die Entscheidung des Grundbuchamtes. Gleich-
wohl führe die Unzuständigkeit des Landwirtschaftssena-
tes des OLG nicht zur Aufhebung der Entscheidung. Denn 

der Verfahrensbeschleunigung und der Entlastung der 
Rechtsmittelgerichte in entsprechender Anwendung der 
Vorschriften des Revisionsverfahrens nicht auf einen sol-

Leitsätze

-

standen ist, dass der Pächter während der Pachtzeit Grün-

land in Ackerland umgebrochen und sodann als Ackerland 

genutzt hat, steht jedenfalls dann nach Beendigung des 

Pachtverhältnisses dem Verpächter zu, wenn der Pächter 

bei Begründung des Ackerstatus keine eigenen Flächen in 

Dauergrünland umgewandelt hatte. 

2.  Der Pächter kann unter diesen Umständen vom Verpäch-

gegenüber der Landwirtschaftsbehörde zur Umwandlung 

-

cher Vorschriften beruhende Ackerstatus als Mehrwert der 

3.  In derartigen Fällen ist ohne besondere zusätzliche An-

haltspunkte für eine ergänzende Vertragsauslegung in Be-

zug auf den Ackerstatus kein Raum.

OLG Stuttgart, Urteil vom 30.3.2021 – 101 U 2/20 Lw*

Ende 2007 verpachtete die Beklagte (Eigentümerin und Ver-
-

Im Jahr 2011 wurde für Baden-Württemberg mit § 27a Land-
wirtschafts- und Landeskulturgesetz ein Umbruchverbot ein-

grundsätzlich nicht in Ackerland umgewandelt werden, wenn 

Zustimmung der Beklagten geschah, war streitig. Ob die Partei-
en mündlich vereinbart haben, dass der Ackerstatus bei Beendi-
gung an den Pächter herauszugeben ist, war zwischen den Par-
teien ebenfalls streitig. Nach Beendigung des Pachtverhältnisses 

Übertragung des Ackerstatus ab. Die Beklagte verpachtete die 

Das Amtsgericht hat die auf Zustimmung zur Umwandlung 
-

waige mündliche Vereinbarung auf Zustimmung sei wegen 

-
nem Anspruch aus § 812 Abs. 1 Satz 1 Var. 2 BGB stehe entge-
gen, dass die Beklagte den Ackerstatus aufgrund einer Ände-

Ansprüche im Zusammenhang mit der Rückgabe im Zustand 
der vertraglichen Vereinbarung bestünden ebenso nicht, denn 

sie bei Pachtbeginn erhalten habe.

-

Beklagten die Zustimmung zur Umwandlung des Status von 
Acker- in Grünland verlangen.

Vertragliche Ansprüche auf Zustimmung zur Umwandlung 

Eine vertragliche Vereinbarung dazu enthalte der schriftliche 
Grundstückspachtvertrag der Beteiligten nicht. 

Eine mündliche Vereinbarung über die Herausgabe des 
Ackerstatus nach Pachtende bestehe ebenfalls nicht. Dem 
stehe zwar – entgegen der Ansicht des Amtsgerichts – nicht 
die vertraglich vereinbarte Form entgegen, da diese mangels 
doppelter Schriftformklausel auch mündlich hätte abgedun-

obliegenden Beweis für eine derartige Abrede aber jedenfalls 

Auch aus einer ergänzenden Vertragsauslegung ergab 
sich aus Sicht des Senats kein Anspruch auf Zustimmung zur 
Übertragung des Ackerstatus. Schon das Vorliegen einer ver-
traglichen Regelungslücke sei fraglich. Im Übrigen sei es nicht 

zur Übertragung des Ackerstatus erteilt. Dies gelte umso mehr 
-

chen zu Dauergrünland umgewandelt habe. Es sei kein Grund 

unentgeltlichen Nutzung zuweist (so auch OLG Hamm, Urteil 
-

-
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schriften beruhenden Mehrwertes (vgl. zum weinanbaurecht-

-

Gründen erscheine eine solche gesetzliche Folge für vernünf-
tige Parteien auch sachgerecht und für eine ergänzende Ver-
tragsauslegung sei kein Raum.

Aus und im Zusammenhang mit der Rückgabe der Pacht-

-
-

densersatzanspruch der Verpächterin begründen (BGH, Urteil 

Ein Anspruch in unmittelbarer oder entsprechender Anwen-
dung von § 591a Satz 1 BGB scheide ebenfalls aus. § 591a BGB 

-
sache geschaffene „Einrichtung“ wegzunehmen. Einrichtung ist 

mit der Pachtsache verbunden und dazu bestimmt habe, ihrem 

Der streitgegenständliche Ackerstatus stelle folglich keine 
wegnahmefähige Sache dar. 

Eine analoge Anwendung des § 591a Satz 1 BGB auf den 
hier streitgegenständlichen Ackerstatus hat der Senat im Er-
gebnis ebenfalls abgelehnt und an einem erforderlichen Re-
gelungsbedarf scheitern lassen. Damit wendet der Senat die 
vom BGH im Zusammenhang mit der Milchreferenzmenge 
aufgestellten Grundsätze (BGH, Beschluss vom 19.7.1991 – 

die Verpächterin einen wirtschaftlichen Vorteil erhält, sei nicht 
-

einbar. Die gesetzliche Regelung enthalte für den vorliegen-
den Fall keine Lücke, die zu einem gerechten Ausgleich von 

-
terin geschlossen werden müsse. Der auf der Zuteilung eines 

in erster Linie darauf, dass der Gesetzgeber nach Beginn des 
Pachtverhältnisses ein Umbruchverbot einführte, welches dem 
Grundstück einen bestimmten Status verleiht. Dieser Status sei 
dem Grundstück zugeordnet und nicht dem Grundstücksnut-

Umwandlung der Grundstücke von Grün- in Ackerland zurück 
-
-

hielte er sie aber im Rahmen der §§ 590b, 591 BGB ersetzt; sie 
blieben damit nicht entschädigungslos. Was die Früchte seiner 

-
brauch der gepachteten Flächen und der Genuss seiner Früchte 
gegen Zahlung des vereinbarten Pachtzinses überlassen, § 581 
Abs. 1 BGB. Gebrauchsüberlassung und Fruchtgenuss stünden 

ernte er auch die Früchte seiner Arbeit. Ansprüche auf Vorteile, 
die der Gebrauch der Pachtsache nach dem Ende der Pacht-

nicht zu. Letztlich werde die Vertragsgerechtigkeit durch die 
-

die Nutzung der Fläche von Grünland in Ackerland geändert. 
Dadurch sei aber der Ackerstatus noch nicht konstituiert wor-

-
chen in Dauergrünland umgewandelt. Dem Aufwand, den der 

umzuwandeln, stehe der Ertrag aus der Nutzung der Grund-

-
status zu gewähren.

-
wendung des § 591a BGB auf den streitgegenständlichen Acker-

bestehende Verjährung dieser Ansprüche, §§ 591b, 214 Abs. 1 
BGB (vgl. zur Milchreferenzmenge und der Vereinbarkeit der 

-

Bereicherungsrechtliche Ansprüche seien bereits durch die 
gesetzliche Spezialregelung der §§ 590b ff. BGB ausgeschlossen 

BGB kann aus Sicht des Senats kein Anspruch auf Zustimmung 
zur Übertragung des Ackerstatus hergeleitet werden. Eine Mit-

sei nur in Ausnahmefällen anerkannt (Palandt-Grüneberg, 

Grundsätzlich seien die Vertragsparteien zwar einander ver-

Durchführung eines Vertrages zu schaffen und Erfolgshinder-
nisse zu beseitigen. Dies käme vorliegend aber schon deshalb 
nicht mehr in Betracht, weil der Pachtvertrag bereits beendet 
und die Fläche zurückgegeben worden seien (OLG Hamm, Ur-

diesen stünde die von der Beklagten erhobene Verjährungsein-
rede entgegen, §§ 591b, 214 Abs. 1 BGB.

von Katharina Spils ad Wilken,  

Diplomjuristin und Rechtsreferendarin am 

Hanseatischen Oberlandesgericht 

Das OLG Stuttgart hatte sich mit der Fra-
ge zu beschäftigen, wem das Pachtrecht 

die Vorteile aus einer Umwandlung von gepachtetem 
Grün- in Ackerland nach Ende der Pachtzeit zuordnet. Es 
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Verpächterin zur Übertragung des während der Pachtzeit 

Verfügung gestellt hatte. 
Seit 2015 gilt das sog. Umbruchverbot für Grünland 

nicht nur, wie im vorliegenden Urteil, über landesrechtli-

-
landweit, § 16 Abs. 3 DirektZahlDurchfG. Betriebe, die von 

Ökobetriebe, sind aus diesem Gesetz nicht zum Erhalt 

dann aber wasser- oder naturschutzrechtliche Regelun-
gen entgegenstehen.

Das OLG Stuttgart hat im Ergebnis auf den entstande-
nen Ackerstatus die Grundsätze des BGH-Beschlusses vom 

-
gen und festgestellt, dass das Pachtrecht Ansprüche auf 
Vorteile, die der Gebrauch der Pachtsache nach dem Ende 

-
-

ordnet. Auch das OLG Hamm hatte in einem Urteil vom 

so entschieden und auf die BGH-Grundsätze abgestellt.
Darüber hinaus hat der BGH mit Urteil vom 28.4.2017 – 

-
-

tete Flächen mehr als fünf Jahre als Grünland nutzen und 
diese deshalb (aufgrund landesrechtlicher Regelungen) 
ihren Ackerstatus verlieren. Allerdings kann in diesem Fall 

andere Vertragspartei zu einem rechtzeitigen Umbruch 
-

kannt war und die drohende Entstehung von Dauergrün-

Wem während der Pachtzeit entstandene Ackersta-
tusrechte zustehen, wenn das Umbruchverbot zum Zeit-

-
gung stellen musste, ist bisher nicht gerichtlich geklärt. 
Der Grundsatz, dass das Pachtrecht Ansprüche auf Vor-
teile, die der Gebrauch der Pachtsache nach dem Ende 

-
pächterin zuordnet, dürfte aber auch hier zur Anwendung 

-
fener Ackerstatus steht dann nach Pachtende dem Ver-

-

in Grünland umwandelte. 
Aber zumindest ein Verwendungsersatzanspruch in 

Dieser Anspruch wird bei der Umwandlung von Ackerland 
in Grünland grundsätzlich anerkannt, die Obergrenze soll 
der Betrag der tatsächlich getätigten Aufwendungen des 

Urteil des OLG Stuttgart; aber auch Schleswig-Holsteini-

Rn. 15). In einem Beschluss zur Milchreferenzmenge hat-
te der BGH festgestellt, dass der Verwendungsbegriff des 
§ 591 BGB dem des Sachenrechts entspricht und deshalb 

willentlich macht und die zumindest auch der Erhaltung, 
Wiederherstellung oder Verbesserung der Pachtsache zu-
gutekommen sollen. Die Wertminderung der Ausgleichs-

-

-
-

schriften, auch freiwillig und bewusst zur Verbesserung 
der Pachtsache.

-
nen zu empfehlen, das Schicksal von während der Pacht-
zeit entstandenen Ackerstatusrechten und diesbezüglich 
gemachten Verwendungen ausdrücklich im Pachtvertrag 
zu regeln. So lassen sich Unklarheiten von vornherein ver-
meiden. Bei der Durchsetzung entsprechender Rechte ist 
die sehr kurze sechsmonatige Verjährungszeit der Ersatz-
ansprüche aus dem Pachtverhältnis zu beachten, § 591b 
BGB, die auch auf vertragliche Ansprüche im Zusammen-
hang mit dem Pachtverhältnis anwendbar ist (vgl. BGH, 

Anders ist der Fall bei der Zuteilung von Zahlungsan-

für den Bezug von Direktzahlungen sind, gelagert. Diese 

landwirtschaftlicher Flächen auf Antrag zugewiesen. Häu-
-

Fall Anspruch auf Rückübertragung, das gilt nach BGH, 
-

zenden Vertragsauslegung auch dann, wenn zwischen-
zeitlich die verpachteten Zahlungsansprüche wegen der 

wurden. Ist in Pachtverträgen nichts geregelt, stehen die 

Berücksichtigt werden muss für das Ende der laufen-

Fortführung der Zahlungsansprüche entschieden hat. 
Die „Einkommensgrundstützung für Nachhaltigkeit“ (Di-
rektzahlungen) wird nach § 4 Abs. 2 GAP-Direktzahlun-

ausgezahlt, Zahlungsansprüche werden mit Ablauf des 
31.12.2022 ersatzlos eingezogen. 


